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Wladimir Putin Moskaus „Möglichkeit 
prüfen, seine Verpflichtungen aus dem 
KSE-Vertrag zu beenden.“

Die NATO reagierte prompt. Sie ver-
langte eine Erklärung, was Putin ge-
nau gemeint habe und forderte Mos-
kau zur umfassenden Einhaltung sei-
ner vertraglichen Verpflichtungen auf. 
Allzu überraschend kann der russische 
Vorstoß für die NATO allerdings kaum 
gewesen sein. Denn seit Jahren ist be-
kannt, dass Russland das westliche Ver-
halten in Sachen KSE nicht akzeptiert.

Ein Blick zurück

Der KSE-Vertrag stammt aus dem Jahre 
1990. Er legte für die Hauptwaffensys-
teme der NATO und des Warschauer 
Paktes jeweils gleiche Obergrenzen 
fest. Als Hauptwaffensysteme galten 
Panzer, gepanzerte Kampffahrzeuge, 
Artilleriegeschütze, Kampfhubschrau-
ber und Kampfflugzeuge. Was über die 
vereinbarten Obergrenzen hinausging, 
musste überprüfbar zerstört oder abge-
zogen werden. Über 60 000 Großwaf-
fensysteme wurden in der Folge ver-
schrottet. Im KSE-1a-Vertrag wurden 
1992 zusätzlich nationale Obergrenzen 
für die Personalstärken der Streitkräfte 
der Länder des inzwischen aufgelösten 
Warschauer Paktes und der NATO ver-
einbart. Beide Abmachungen wurden 
von allen Staaten ratifiziert und zügig 
umgesetzt, die den Bündnissen ange-
hörten.

Anlässlich der NATO-Osterweite-
rung 1997 musste dann einem Problem 
Beachtung geschenkt werden, dass die 
Vertragspartner bislang vernachlässigt
hatten: Die „Blockstruktur“ des Vertra-
ges – hier der Warschauer Pakt und dort 

Wladimir Putin irritiert die NATO. Im-
mer deutlicher kritisiert der russische 
Präsident die Sicherheitspolitik des 
Westens. Mit seiner Kritik an Washing-
tons Vorhaben, in Tschechien und Polen 
Teile des amerikanischen Raketenab-
wehrsystems aufzubauen, machte Putin 
während der Münchener Sicherheits-
konferenz den Anfang.1 Auch die NA-
TO-Pläne, dem Kosovo eine überwach-
te Souveränität zu gewähren, treffen im 
UN-Sicherheitsrat auf den Widerspruch 
der russischen Vetomacht. Und nicht 
zuletzt hält Russland die Kooperation 
im NATO-Russland-Rat seit geraumer 
Zeit für unbefriedigend. In seiner Rede 
zur Lage der Nation drohte Putin nun 
jüngst mit einem möglichen Ausstieg 
aus dem Vertrag über Konventionelle 
Streitkräfte in Europa (KSE). So man-
cher im Westen fürchtet deshalb bereits 
eine neue Eiszeit oder – wie Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier – ei-
ne „Spirale des Misstrauens“ zwischen 
Russland und dem Westen. 

Die Auseinandersetzung um den 
KSE-Vertrag ist jedoch in erster Linie 
eine gute Möglichkeit, um mehr Klar-
heit über die Beweggründe der Mos-
kauer Führung zu gewinnen. In seiner 
Rede verkündete Putin „ein Moratori-
um der russischen Umsetzung des KSE-
Vertrages bis alle NATO-Staaten ihn ra-
tifizieren und beginnen, sich strikt dar-
an zu halten – so wie es Russland bereits 
heute tut.“ Er schlug vor, das Thema
im NATO-Russland-Rat zu diskutie-
ren. Binnen eines Jahres soll eine Lö-
sung gefunden werden. Sollten die Ver-
handlungen ergebnislos verlaufen, will 

1 Vgl. die Dokumentation in „Blätter“ 3/2007, 
S.373-380; vgl. auch Peter Bender, Die Lektion 
des Kalten Krieges, in: „Blätter“ 4/2007, S. 451-
462.

Otfried Nassauer

Das Ende der Abrüstung
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die NATO – war nicht mehr vorhanden. 
Zudem wollten mit Polen, Ungarn und 
der Tschechischen Republik drei Mit-
glieder des ehemaligen Warschauer
Paktes der NATO beitreten. Um das 
Problem zu lösen und Russlands Beden-
ken gegen die NATO-Erweiterung po-
litisch abzufedern, wurde beschlossen, 
den NATO-Russland-Rat als Konsulta-
tionsgremium zu gründen und ihm das 
Mandat für Verhandlungen über einen 
neuen KSE-Vertrag zu erteilen. Anläss-
lich des OSZE-Gipfels 1999 in Istan-
bul war der Adaptierte KSE-Vertrag 
(AKSE) schließlich unterschriftsreif. Er 
enthielt jetzt nationale Obergrenzen für 
die Hauptwaffensysteme der Vertrags-
mitglieder, welche in der Summe etwas 
niedriger als im KSE-Vertrag waren. 
Zudem erlaubte der AKSE-Vertrag den 
Beitritt neuer Mitglieder aus dem Kreis 
der OSZE-Mitglieder. Und schließlich 
enthielt er besondere Flankenregeln 
für den Nord- und Südosten Russlands 
sowie Obergrenzen und Regeln für die 
Stationierung zusätzlicher NATO-Trup-
pen in den neuen Mitgliedstaaten der 
NATO. 

Mit den Flankenregeln sollte si-
chergestellt werden, dass Moskau sei-
ne durch den Zerfall der Sowjetunion 
entstandenen kleinen Nachbarn wie 
die baltischen Staaten oder Georgien 
nicht unter Druck setzte. Demgegen-
über wurde mit den Obergrenzen und 
Stationierungsregeln auf russische 
Befürchtungen eingegangen, dass die 
NATO ihre Truppen einfach nach Osten 
verlegen könnte. 

Alle KSE-Mitglieder unterzeichne-
ten 1999 auch den AKSE-Vertrag. Doch 
dieser ist bis heute nicht in Kraft getre-
ten. Kein NATO-Staat hat ihn bisher ra-
tifiziert. Slowenien und die baltischen 
Staaten sind bislang nicht einmal Mit-
glieder des KSE-Regimes geworden. 
Sie unterliegen somit keinerlei Begren-
zungen für Personal, Hauptwaffensys-
teme oder Verstärkungen. Für Moskau 
wurde dies spätestens dann problema-
tisch, als auch diese Länder 2004 Mit-
glied der NATO werden sollten.

Bereits auf der Münchener Sicherheits-
konferenz 2004 griff der russische Ver-
teidigungsminister, Sergej Iwanow, das 
Thema auf: „Ist der KSE-Vertrag wirk-
lich weiterhin ein Eckpfeiler der Euro-
päischen Sicherheit? [...] Oder wird er 
zu einem weiteren Relikt des Kalten 
Krieges, wie der ABM-Vertrag einmal 
genannt wurde?“, fragte er in Anspie-
lung auf den Vertrag über Raketenab-
wehrsysteme, den die USA zuvor ein-
seitig gekündigt hatten. Iwanow, heute 
ein aussichtsreicher Kandidat für die 
Nachfolge Putins, warnte wörtlich: „Im 
Ernst – eine Schwächung der Kontroll-
regime für konventionelle Waffen in 
Europa stimmt nicht mit den Interessen 
der russischen nationalen Sicherheit 
überein, aber sie ist auch kein irrepa-
rabler Verlust für Russlands Sicherheit, 
wie einige meinen könnten.“ Schon da-
mals regte Iwanow an, zügig im NATO-
Russland-Rat das Mandat für erneu-
te Verhandlungen zu erarbeiten, mit 
denen das KSE-Regime an die zwei-
te Erweiterung der NATO angepasst 
werden sollte. Er forderte zudem, alle 
NATO-Staaten sollten endlich dem 
KSE-Vertrag beitreten.

Doch bis Anfang 2007 reagierten die 
NATO-Staaten nicht. Obwohl Russland, 
Kasachstan, Belarus und die Ukraine 
das AKSE-Abkommen mittlerweile ra-
tifiziert und implementiert haben, stellt 
sich die NATO auf den Standpunkt, 
dass 1999 zeitgleich und zusammen mit 
dem AKSE-Abkommen die Istanbuler 
Verpflichtungen eingegangen wurden. 
Damit habe sich Russland zum Rück-
zug seiner verbliebenen Truppen aus 
Moldawien und Georgien verpflich-
tet. Doch dieser sei bislang noch immer 
nicht vollständig abgeschlossen. 

Tatsächlich hatten sich die NATO-
Außenminister ein halbes Jahr nach 
dem Istanbuler Gipfel aus Protest ge-
gen den Tschetschenienkrieg in Florenz 
einseitig darauf festgelegt, das AKSE-
Abkommen erst dann zu ratifizieren, 
wenn der Abzug Russlands aus Geor-
gien und Moldawien umgesetzt sei. 
Damit verzögerten sie zugleich den 
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Beitritt neuer Mitglieder zum KSE-Re-
gime, denn der alte KSE-Vertrag kennt 
keine Klausel für den Beitritt neuer Mit-
glieder.

NATO im Zugzwang

Russland akzeptiert die Argumentation 
der NATO nicht, da die Ratifizierung 
des AKSE-Vertrages von der NATO in 
Florenz einseitig an den vollständigen 
Truppenabzug Russlands gebunden 
worden sei. Russland habe zudem den 
Abzug bereits politisch, wenn auch 
nicht rechtlich verbindlich, zu einem 
bestimmten Termin zugesagt und sei-
ne Abzugsverpflichtungen mittlerweile 
zum größten Teil erfüllt. Mit Georgien 
habe man sich auf einen Stationierungs-
vertrag und einen Abzug bis 2008 geei-
nigt und diesen auch bereits teilweise 
umgesetzt. In Moldawien stünden nur 
noch 500 Soldaten zur Bewachung 
eines riesigen Depots, das keinesfalls 
unbeaufsichtigt bleiben könne, bis es 
endgültig geräumt sei.

In der NATO gibt es unterschiedliche 
Auffassungen darüber, ob Russland 
genug getan habe, um mit der Ratifi-
zierung des AKSE-Vertrages tatsäch-
lich zu beginnen. Die Bundesrepublik 
würde akzeptieren, dass eine zeitlich 
begrenzte und per Vertrag geregel-
te Anwesenheit russischer Truppen in 
Georgien und Moldawien kein Hin-
dernis darstellt, um den AKSE-Vertrag 
schnellstmöglich zu ratifizieren. Aller-
dings ist Steinmeier diese Position kei-
nen Streit in der NATO wert. Die USA 
dagegen haben einen vollständigen 
Abzug aller russischen Soldaten zur 
Voraussetzung für westliche Ratifizie-
rungsschritte gemacht. Sie zeigen auch 
hier wenig Interesse an vertraglicher 
Rüstungskontrolle. Und die baltischen 
Staaten verzichten gerne noch länger 
auf einen Beitritt zum KSE-Regime, da 
sie auf diese Weise weiterhin keiner-
lei Beschränkungen unterliegen – vor 
allem mit Blick auf Verstärkungen aus 
anderen NATO-Staaten.
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Mit der Ankündigung, das KSE-Ver-
tragssystem notfalls gänzlich in Frage 
zu stellen, bringt Putin die NATO in 
Zugzwang. Sie muss diskutieren, was 
ihr der „Eckpfeiler europäischer Sicher-
heit“ und die vereinbarte Rüstungs-
kontrolle wert sind. Russland hat seiner 
Forderung inzwischen Nachdruck ver-
liehen, indem es seine Informations-
pflichten über Truppenverlegungen 
aus dem AKSE-Vertrag nicht mehr um-
setzt. Unterstützt von dem Bekenntnis, 
Moskau könne auch ohne den Vertrag 
leben, verstärkt sich der Druck auf die 
europäischen NATO-Mitglieder. Vor 
allem sie haben ein Interesse daran, 
Russland weiterhin in das KSE-System 
eingebunden zu wissen. Das macht die 
russischen Verhandlungsangebote für 
viele Europäer in der NATO interessant. 
Aber gilt dies auch für Washington und 
die Garde derer, die Rüstungskontroll-
verträge vor allem als Beschränkung 
der eigenen Handlungsfreiheit betrach-
ten? Intensive Diskussionen darüber 
sind in den einschlägigen Sicherheits-
zirkeln bereits vorprogrammiert.

Die westliche Entscheidung über die 
Zukunft des KSE-Regimes kann aus 
russischer Sicht pars pro toto betrach-
tet und bewertet werden. Wie koope-
rativ oder konfrontativ, mit oder gegen 
Russland wird die NATO künftig euro-
päische Sicherheit ausgestalten? Wird 
eine Koalition der Willigen aus den 
USA und einigen NATO-Mitgliedern 
Russland die Mitsprache verweigern 
oder gar russische Interessen ignorie-
ren? Wird das Raketenabwehrsystem 
der USA gegen den Willen Moskaus 
gebaut? Versucht der Westen, die Un-
abhängigkeit des Kosovos gegen Mos-
kau durchzudrücken – in der Hoffnung, 
Russland werde letztlich die Macht des 
Faktischen akzeptieren? Hält die poli-
tische Zusage der NATO, keine Nukle-
arwaffen oder nuklearen Trägersysteme 
in den neuen Mitgliedstaaten zu statio-
nieren? Wird der NATO-Russland-Rat 
wie einst versprochen zu einem Gremi-
um ausgebaut, in dem Russland und die 
NATO-Mitglieder auch gemeinsam be-
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deutsame Entscheidungen treffen kön-
nen? Oder bleibt es dabei, dass Moskau 
nur informiert, aber nicht wirklich kon-
sultiert wird? 

Hinsichtlich all dieser Fragen dürf-
te die NATO-Debatte über die Zukunft 
des KSE-Systems aus der Sicht Wla-
dimir Putins ein guter Indikator da-
für sein, in welche Richtung die Ent-
wicklung geht. Zudem offeriert dieser 
Streitpunkt ihm eine persönliche Chan-
ce: In die Geschichtsbücher Russlands 
wird Wladimir Putin ziemlich sicher als 

jener Präsident eingehen, der den in-
nenpolitischen und wirtschaftlichen 
Niedergang gestoppt hat. Mit einer 
strategischen Debatte, in der die NATO 
darüber entscheiden muss, ob sie die 
Sicherheit Europas mit oder gegen 
Russland gestalten will, kann es Putin 
gelingen, Gleiches auch in der Außen- 
und Sicherheitspolitik zu erreichen. Ein 
wirkliches Risiko geht er dabei nicht ein. 
Die Entscheidung, ob Russland wirklich 
aus dem KSE-Regime ausscheidet, fällt 
bereits sein Nachfolger.

Simon Jenkins

Es gibt keinen Blairismus 

Wir sollen überwältigt werden: Grab-
inschriften, Trauerreden und Totenfei-
ern für Tony Blair ergießen sich wie ei-
ne Flutwelle über uns. Seine Ära erfleht 
ihre letztgültige Definition. Das Fleisch 
muss Wort werden, und das Wort ist 
Blairismus. Es schleicht sich bereits in 
die politischen Kolumnen ein. Es hängt 
an den Lippen von Freunden und Geg-
nern gleichermaßen.

Lassen Sie uns eines klarstellen: Es 
gibt keinen Blairismus, und es hat ihn 
auch nie gegeben. Das ist alles Schall 
und Rauch. Das Phänomen besteht dar-
aus, dass man ein Paket von Worten wie 
Veränderung, Gemeinschaft, Erneue-
rung, Partnerschaft, Soziales und Re-
form in die Luft wirft und zusieht, wie 
sie wie Blüten zu Boden fallen, bis die 
ganze politische Sphäre mit einem süß-
lich duftenden Teppich bedeckt ist. Ein 
„Ismus“ beinhaltet dagegen eine Reihe 
von zusammenhängenden Ideen, eine 

Ideologie, die imstande ist, einem Pro-
gramm eine bestimmte Richtung zu ge-
ben. Beim Ausloten der Untiefen von 
Blairs Ideen hat sich sogar sein Guru 
Raymond Plant darauf beschränkt, bei 
Daniel Bells „Ende der Ideologie“ Zu-
flucht zu suchen. Wie die meisten bri-
tischen Premierminister – was auch im-
mer sie verkünden – hat auch Blair im 
Amt die Dinge genommen, wie sie sind, 
und hat sie fortgeführt bis zum langen 
Herbst seines Abgangs.

Es ist nicht so, als habe Großbritan-
nien unter Blair und Gordon Brown kei-
ne Leitlinie gehabt. Aber diese Leitlinie 
war der Thatcherismus. Diese Tatsache 
wurde von der traditionellen Bipola-
rität der britischen Politik und von der 
auf zwei Pole fixierten Wahrnehmung 
der Westminster-Medien verdeckt, von 
denen das Protokoll verlangt, dass al-
les in den Begriffen von Regierung und 
Opposition beschrieben werden muss. 
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